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Drei Viertel der Deutschen wünschen sich
mehr direkte Demokratie. Das ergaben
Meinungsumfragen nach dem Hamburger
Volksentscheid zur Schulreform. In der
Hansestadt hatte sich in der Schulfrage
eine tiefe Kluft aufgetan: Die Regierung
und die Abgeordneten der Bürgerschaft –
von CDU bis Linkspartei –, hatten ein-
stimmig für eine längere Gemeinschafts-
schule gestimmt. Dagegen bildete sich
aber eine Bürgerfront, die das Experiment
an der Wahlurne beerdigte. Der Volksent-
scheid hat die Kluft zwischen Wählern
und Politik offenbart – aber im konkreten
Fall auch überbrückt, weil die Bürger ihre
Präferenzen direkt äußern und eine Politik
in ihrem Sinne erzwingen konnten.

Schon seit mehr als einem halben Jahr-
hundert forschen Ökonomen zu Fragen
der neueren Politischen Ökonomie, auch
„Public Choice“ genannt. Sie haben zu-
nächst einmal mit der romantisch-naiven
Sicht vom Staatsmann aufgeräumt, der
das Allgemeinwohl verfolge. In Ausnah-
mefällen mag das der Fall sein, in der Re-
gel agieren Politiker aber schlicht eigen-
nützig wie alle anderen Menschen: Sie
wollen ihren Nutzen maximieren (und
den ihrer Klientel, die sie wählt). Die Fra-
ge, welche Auswirkungen direktdemokra-
tische Institutionen auf die Politik und
den Staat haben, wird seit etwa zwanzig
Jahren intensiv diskutiert.

Aus der Vielzahl von Studien vor al-
lem über die direktdemokratischen Kan-
tone der Schweiz oder die amerikani-
schen Bundesstaaten ergibt sich als recht
robustes Ergebnis: Der Staat wird schlan-
ker, wenn die Bürger direkt in die Politik
eingreifen können. Der Staat muss sparsa-

mer agieren, seine Ausgaben sind deut-
lich niedriger. Zugleich ist die Steuerlast
geringer. Nach einer Studie von Lars
Feld (Heidelberg, jetzt Freiburg) und
Gebhard Kirchgässner (St. Gallen) sind
in jenen Schweizer Kantonen, die ver-
pflichtende Referenden über Steuerfra-
gen haben, die Ausgaben durchschnitt-
lich um 6,5 Prozent geringer, die Einnah-
men sogar um etwa 11 Prozent niedriger
als in den anderen Kantonen. Wenn die
Bürger direkt gefragt werden, stimmen
sie also für weniger Staat, als wenn die
Regierung entscheidet.

Theoretisch sollen Politiker in der De-
mokratie ja im Sinne des Volkes agieren.
Im Ökonomenjargon werden die Politi-
ker auch als „Agenten“ bezeichnet, wo-
hingegen das Volk theoretisch der Souve-
rän („Prinzipal“ – Auftraggeber) ist. In
der Praxis tut sich aber auch in der De-
mokratie das klassische „Prinzipal-Agen-
ten-Problem“ auf: Es ist es für das Volk
schwierig, jenseits der periodischen Wah-
len seine gewählten Repräsentanten zu
kontrollieren. Die Bürger sind zu wenig
informiert über das, was in Bern, Berlin
oder Brüssel abläuft. Die Politiker entwi-
ckeln abgehobene Agenden und verfol-
gen ihre eigenen Ziele.

Bruno Frey von der Universität Zürich
hat das Problem in der „American Econo-
mic Review“ so formuliert: Es gebe eine
„classe politique“, die die Tendenz habe,
sich zu einem Kartell zusammenzuschlie-
ßen. Die Interessen dieser „Politikerklas-
se“ stimmen nicht mit den Interessen der
Bürger überein. Direktdemokratische Ent-
scheidungen sind ein Korrektiv, dass
sich die Politik nicht zu weit von

den Bürgern entfernt. Immerhin haben in
der Schweiz die Wähler in den Volksab-
stimmungen erstaunlich oft, nämlich in 39
Prozent der Fälle seit 1848, gegen die
Mehrheit des Parlamentes gestimmt. Das
scheint ein Beleg für die These zu sein,
dass es eine systematische Kluft gibt zwi-
schen Politiker- und Bürgerinteressen.

Eines der heiklen Themen der Public-
Choice-Forschung ist die Frage nach der
Umverteilung. Gut organisierte Interes-
sengruppen können Druck auf die Politik
ausüben, um finanzielle Unterstützung,
Subventionen oder Privilegien zu erhal-
ten. Im Ökonomenjargon spricht man
von „rent seeking“. In parlamentarischen
Demokratien tritt dieses Phänomen be-
sonders krass in sogenannten Umvertei-
lungskoalitionen auf: Zwei Parteien, die al-
lein keine Mehrheit für das jeweilige
„rent seeking“-Anliegen ihrer Klientel ha-
ben, verabreden ein politisches Tausch-
geschäft. Nun werden in einem Gesetzes-
paket die Anliegen zusammengeschnürt.
Die Summe an Umverteilungsmaßnah-

men steigt so weit
über das Maß hin-

aus, das die Mehr-
heit der Bürger

richtig fände.

Im Gegensatz dazu hat eine Studie von
Feld, Kirchgässner und Justina Fischer ge-
zeigt, dass in direktdemokratischen Kanto-
nen weniger umverteilt wird. Die Referen-
den über Steuern und Ausgaben schieben
einen Riegel vor die undurchsichtige
„Schacherdemokratie“ – so der österrei-
chische Nobelpreisträger Friedrich Au-
gust von Hayek. Zerstört die direkte De-
mokratie den Sozialstaat? Die ökonometri-
sche Analyse von Feld, Kirchgässner und
Fischer zeigt, dass weniger Umverteilung
keineswegs bedeuten muss, dass die Ar-
men auf der Strecke bleiben. Die finanziel-
le Ungleichheit ist in den direktdemokrati-
schen Kantonen nicht größer. Vielmehr
scheint es so, dass die Sozialhilfen dort
zielgerichteter sind. Es findet weniger
Umverteilung mit der Gießkanne statt,
die Effizienz des Sozialsystems ist höher.

Staaten oder Städte mit direkter De-
mokratie haben geringere Haushaltsdefi-
zite als repräsentative Systeme. Das ist
tendenziell das Ergebnis vieler Studien,
die Kirchgässner ausgewertet hat, wobei
die Ergebnisse aus der Schweiz eindeuti-
ger sind als die aus Amerika. In den
Schweizer Städten, wo die Bürger direkt
über den Haushalt abstimmen können,
war der Schuldenstand je Kopf durch-
schnittlich um etwa 10 000 Franken gerin-
ger. Meinungsunterschiede gibt es dar-
über, ob die Bürger grundsätzlich fiska-
lisch konservativer sind als die ausgaben-
freudigeren Politiker, oder ob die direkt-
demokratischen Strukturen bremsen.

Ein häufiger Einwand gegen Volksent-
scheide zu nationalen Entscheidungen
über wichtige Fragen lautet, dass diese
Praxis vielleicht in der kleinen Schweiz
funktionieren mag, aber doch nicht in
großen Staaten. Dieses Argument sticht
nicht. Das zeigt die erste internationale
Vergleichsstudie über 85 Länder aus Eu-
ropa, Amerika, Asien und Afrika, die drei
Marburger Forscher, geleitet von Stefan
Voigt (jetzt Universität Hamburg) jüngst
in der Zeitschrift „Public Choice“ veröf-
fentlicht haben: Ihre Analysen auf einer
breiten Datenbasis belegen – mit gewis-
sen Nuancen je nach der Stärke der staat-
lich-politischen Institutionen –, dass di-
rekte Demokratie überall auf der Welt zu
schlankeren und solideren Staatsfinanzen
führt.
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Köhler
Seite 1/Politik Zu „Exklusiv! Stille Tage
auf Norderney“ von Bertram Eisenhauer
(1. August):
Der Bundespräsident a. D. Horst Köhler
ging am 28. Juli, nachmittags um 15 Uhr,
vom Großvenediger (Österreich) tal-
wärts. Begleitet wurde er von vier Leib-
wächtern. Wir (fünf Teilnehmer einer
Hochgebirgstour von der Dortmunder Al-
penvereinssektion) trafen ihn ungefähr
auf der Meereshöhe von 2700 Metern un-

terhalb des Defreggerhauses auf dem
Weg zur Johannishütte. Nach seinen An-
gaben hatte er eine Tagestour zum Gipfel
erfolgreich unternommen. Er wirkte
trotz Stirnschweiß frohgemut und wohlge-
launt. Er hatte einen großen Vorteil uns
gegenüber: Sein persönliches Tourgepäck
auf dem Rücken war sehr überschaubar.
Das scheint einerseits dem Unterschied

zwischen Tages- und Wochentour sowie
andererseits dem zwischen Politpromi-
nenz und Normalmitglied einer Hochtou-
rengruppe geschuldet zu sein. Außerdem:
Sein Gipfelwetter war ungleich besser als
das unsrige einen Tag später (eitel Son-
nenschein vs. eisiger Wolkennebel). Gön-
nen wir es ihm im Ruhestand! Er fiel uns
übrigens nur deshalb auf, weil einer seiner
vorangehenden Leibwächter völlig überra-
schend auf die in den Alpen ungewöhnli-
che nordwestdeutsche Grußformel
„moin, moin“ richtig antwortete. Erst dar-
aufhin schauten wir uns die Berg-Abstei-
ger genauer an.
Klaus Steenweg, Dortmund

Türkei
Politik Zu „Streitpunkt Türkei“ von
Klaus-Dieter Frankenberger (1. August):
„Ein Land, dessen Führung sich entspre-
chend selbstbewusst verhält“: Dazu passt,
dass die Türkei die bekannten Internet-
portale „YouTube“ und „Google Maps“
seit Jahren gesperrt hat; diese sind dort
verboten. Europa ist so fern!
Stefan Trhal, per E-Mail

Väter
Politik Zu „Das entfremdete Kind“ von
Katrin Hummel (1. August):
Als betroffener Vater fragt man sich bei
der Lektüre des Artikels, ob man träumt.
Sollte die Öffentlichkeit endlich dieses
tausendfache alltägliche Leid und Un-
recht zur Kenntnis nehmen wollen? Seit
Jahren lobt man die „neuen Väter“, denen
ihre Kinder wichtiger sind als Karriere
und Konsum. Diese „neuen Väter“ gibt es
aber auch dort, wo sich Mütter dazu ent-
scheiden, ihr Glück anderswo zu suchen,
und dem Vater zusätzlich zu den Kindern
gleich noch erhebliche Barmittel nehmen.
Diese Väter laufen dann regelmäßig ge-
gen eine Wand in Form von Familienge-
richten und Jugendämtern, die angeblich
zum Wohle des Kindes um dieses herum

aufgebaut wurde. Welche
Anmaßung und Heuche-
lei! Weil es nicht ins Bild
passt, wird das „elterliche
Entfremdungssyndrom“
gern totgeschwiegen. Man
darf gespannt sein, was eigentlich aus ei-
ner Generation wird, die mit der Wahr-
nehmung aufwächst, dass Väter zum Zeu-
gen und zum Zahlen da sind, ansonsten
aber nichts zu sagen haben und auch gern
mal am Nasenring durchs Dorf gezogen
werden können.
Ralph Langner, Hamburg

Goethe
Gesellschaft Zu „Goethe wäre froh über
unseren Wortschatz“, ein Interview mit
dem Sprachforscher Rudolf Hoberg, geführt
von Markus Collalti (25. Juli):
Es ist wirklich eine Tragik um Goethe
und damit auch um die deutsche Litera-
tur: Was hätte der Olympier noch alles
leisten können, wenn ihm die Glanzlich-
ter des heutigen Wortschatzes zu Gebo-
te gestanden hätten – von „gerade mal“
und „vor Ort“ über „außen vor“ und
„nicht wirklich“ zu „spannend“ und „gut
aufgestellt“. Tasso und die Iphigenie hät-
ten vielleicht noch einen ganz anderen
Drive gekriegt, und über allen Gipfeln

wäre „so was von“ Ruh’.
Um aber ernsthaft zu
werden: Es genügen
drei oder vier Tage der
Teilnahme am deut-
schen Fernsehpro-

gramm, um zu wissen, dass die Einschät-
zung des Sprachwissenschaftlers Hoberg
absurd ist, die Situation der deutschen
Sprache sei besser als je zuvor. Sie ist viel-
mehr so verwahrlost wie noch nie, auch
ohne die vielgescholtenen Anglizismen.
Die korrekte Stellung des Verbs nach
„weil“ ist völlig zusammengebrochen
(„Ich kann nicht kommen, weil ich habe
keine Zeit“). Regional übliche Sprachun-
sauberkeiten insbesondere des nord- und
nordwestdeutschen Sprachraums breiten
sich seuchenartig aus – etwa die Tren-
nung der mit „da“ zusammengesetzten
Pronominaladverbien („Da können wir
nichts für“). An weiteren Beispielen
wäre kein Mangel.
Klaus Koch, Frankfurt

Duisburg
Feuilleton/Medien Zu „Ein einziger
Blick in die Zukunft hätte doch gezeigt ...“
von Stefan Niggemeier (1. August):

Dieser Artikel zu den Vorfällen in Duis-
burg hat mir voll aus dem Herzen ge-

sprochen. Es war die ganze Woche über
unerträglich, wie selbsternannte Fachleu-
te zu Verantwortung und Schuld Stel-
lung bezogen haben und die Journalis-
ten diesen Aussagen nachgelaufen sind,
sie zum Teil selbst provoziert haben
oder – noch schlimmer – durch ihre ei-
gene „Fachkunde“ ersetzt haben. Um im
Falle eines Unglücks oder Schadens die-
se Zusammenhänge zu analysieren und
zu einem Urteil zu kommen, bedarf es
intensiver Recherche, Zeit, Fachver-
stand und Unabhängigkeit – genau
dafür haben wir Staatsanwalt-
schaften.
Volker Zintel, Hochheim

Kitas
Wirtschaft Zu „Die Kita-Dividende“
von Rainer Hank (1. August):

Zugegeben, es mag sie ja geben an unse-
ren mittlerweile über 350 Hochschulen:
Professoren, die nicht forschen und
auch nicht an Dienstleistungen beteiligt
sind. Aber die Professoren, die jede Wo-
che allein 50 Stunden und mehr mit ih-
ren Diplomanden, Doktoranden und an-
deren Mitarbeitern forschen, Professo-
ren, die außerdem lehren, die Drittmit-
tel einwerben für ihr Institut, also für
den Staat, weit mehr als dieser Staat ih-
nen als Gehalt zahlt, Professoren, die
mit dem Geld, das sie selbst verdienten,
für Doktoranden u. a. Drittmittelstellen
schaffen, Professoren, die eine hervorra-
gende Weiterbildung der jungen Akade-
miker ermöglichen, Professoren, die die-
se heißbegehrten, hochqualifizierten
Akademiker Jahr für Jahr an die Wirt-
schaft – auch den Staat – abgeben, sind
diese Professoren „skandalös überbe-
zahlt“? Mir ist klar, Herr Hank, dass Ihr
Beitrag eine nicht ernst zu nehmende
Glosse ist. Dennoch, gaudium res seve-
rum (frei übersetzt: Die Gaudi hat ei-
nen ernsten Hintergrund). Sie glauben

gar nicht, wie viele Entscheidungen von
so etwas beeinflusst werden.
Prof. Dr. Karl T. Friedhoff, Hannover

Artenschutz
Wirtschaft Zu „Millionen für Molche“
von Winand von Petersdorff (1. August):
Der Artikel ist ein wunderbarer Beleg
für das Versagen der Politik und hat
mich zum breiten Grinsen bei jedem

neuen Beispiel gebracht. Der Autor hat
diesen zynischen Bericht wahrscheinlich
auch ernst gemeint. Aber: Die Kosten
wären für all diese Projekte nie so hoch
gestiegen, wenn die Planer vorher Alter-
nativen oder sinnvolle Ausgleichsmaß-
nahmen in Betracht gezogen hätten,
statt extrem teure Verbesserungsmakula-
tur im Nachhinein erbringen zu müssen.
Alle Fälle, die beschrieben wurden, sind
reine Planungsfehler, weil mit Scheuklap-
pen geplant wird und wurde. Im Nachhi-
nein bekommen die Naturschützer den
Schwarzen Peter untergejubelt.
Markus J. Trepte, Schwalbach am Taunus

N un darf jeder wissen, was
Burkhard Schwenker fühlt,
nach sieben Jahren an der

Spitze von Roland Berger. Zum Ab-
schied in den Aufsichtsrat hat er seine
Gefühle niedergeschrieben und als
E-Mail verschickt, an alle 1700 Mitar-
beiter der Unternehmensberatung.
Denn jeder Abschied ist eine Zäsur,
und die will kommuniziert sein.

Abschiedsbotschaften. Jeder Minis-
ter, jeder Manager, fast jeder Bundes-
präsident nutzt sie, um sein Erbe zu
definieren. Die elektronische Form ist
neu, der Inhalt ist uralt. Schwenkers
Mail, im Englisch des Nichtmutter-
sprachlers verfasst, enthält alle Stilmit-
tel einer Rede, wie sie auch ein römi-
scher Prokonsul vor der Abberufung
aus Gallien hätte halten können.

Am Anfang stehen Demut und die
Entschuldigung, sich aus so unwichti-
gem Anlass ins „Spotlight“ zu stellen.
„Wir sind eine Partner-
schaft. Es geht um UNS,
nicht um mich!“ Es fol-
gen Erfolgsmeldungen,
verpackt als Motivations-
training: Wir haben die
Konjunktur richtig vor-
ausgesagt (eine V-Kur-
ve). Die Wissenschaft fin-
det uns super (Professor Fink aus Ox-
ford). Und die einst kecke Konkur-
renz liegt hinter uns („Ich bin so
stolz!“). Keiner soll daran zweifeln,
dass Schwenker ein bestelltes Feld hin-
terlässt. Wenn die Gallier jetzt siegen,
dann ist das nicht seine Schuld. Und
um Gerüchten entgegen zu treten:
Der Firmengründer war stets auf sei-
ner Seite („Roland, thank you!“).

Längst sind es nicht mehr nur die
Mächtigen, die solche Botschaften ver-
senden. Die E-Mail hat die Abschieds-
kultur demokratisiert. Kein Abgang
ohne Eingang im E-Postkorb. Die
schwangere Kollegin bekräftigt, dass
sie in sechs Monaten ganz sicher zu-
rückkommt, und zwar auf ihre alte Po-
sition. Der Elternzeitvater scherzt,
dass die vier Wochen daheim ihn
nicht zur Frau machen. Geschasste er-
innern an ihre Verdienste, Frustrierte
rächen sich für Demütigungen.

Keine Branche pflegt die elektroni-
sche Abschiedskultur mehr als die Un-
ternehmensberater. Wer die Boston

Consulting Group verlässt, erzählen
Berater, schreibt an jeden Kollegen
im Land, dass er geht, wohin er geht,
warum er geht, und was er hinterlässt.
Manche sammeln die Botschaften
akribisch. Wenn 300 Mails im Ordner
liegen, scherzen sie, sollte man selbst
einen Wechsel erwägen.

Mit den Kollegen verbringen die
meisten Menschen mehr Zeit als mit
der Familie. Also spricht nichts gegen
eine Abschiedskultur, die dem Einzel-
nen Raum lässt, sich zu erklären. Das
leisten Abschiedsfeiern, aber nicht die
Abschiedsmail. Sie befördert platte
Demutsgesten, unverhohlenes Selbst-
marketing und beim Empfänger eine
tiefe Fremdscham. Reicht es nicht, Bü-
ronachbarn auf dem Umtrunk die
Hand zu schütteln?

Nein, es muss eine Botschaft für
die Ewigkeit sein. Zur Feier kommen
ja vielleicht nicht alle, die so lang ge-

probte Rede verpufft,
hinten in der Ecke neben
dem Buffet lästern alte
Feinde. Der Meute die
Meinung zu sagen, das er-
fordert Mut. Die Mei-
nung zu verschicken, das
ist leicht. Mag die Bot-
schaft auch unklar sein –

Schwenker: „Da ist was Besonderes in
unserer DNA, ich weiß nicht genau,
was“ –, sie erreicht den letzten Legio-
när im entlegensten Winkel Galliens.

Wo ein echter Brief pompös daher-
kommt, ist die Abschiedsmail der rhe-
torische „casual friday“, wie ihn die
Unternehmensberater lieben: Ein ge-
schriebenes Wort, übermittelt mit
freundlicher Flüchtigkeit – hey, Leu-
te, macht’s gut! Ich bin OK, und Ihr
(dank mir) auch (noch). Bis auf Mei-
er, die Ratte aus dem Vertrieb.

Schwenkers Botschaft ist drei Sei-
ten lang. Haben wir nicht von Bera-
tern gelernt, dass jedes Problem eine
Lösung hat, die auf eine Seite passt?
Oder nein, wir haben gelernt, dass auf
ein Power-Point-Slide nur drei Argu-
mente passen. Sonst wirkt das Kon-
zept nicht, und sofortige Wirkung ist
gefragt. Apropos. Hat Horst Köhler
eigentlich eine Abschiedsmail an
alle@bundespraesidialamt.de geschrie-
ben? Um Zusendung wird gebeten.
Diskretion ist Ehrensache.

Im Straßenverkehr starben vergangenes Jahr 4160
Menschen. Dies haben auch Politiker zu verantworten, die
Autobahn- und Straßenmeistereien zusammenstreichen,
was zu Unfällen führt, die nicht zugeordnet werden
können. Wie „schön“ ist dann doch so ein Ereignis wie in
Duisburg, wo man für 21 Menschen Betroffenheit mimen
kann. Was sind eigentlich die Kriterien, bei wem man
medial inklusive Bundeskanzlerin trauert?

Jens Wulf, Hilden, zu „Abschied in Duisburg“ (1. August)

Zum Abschied
eine E-Mail an
alle? Das kann
peinlich werden.

 Illustration Alfons Holtgreve
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„Thank you so much!“
Von Melanie Amann

Der Bürger ist der bessere Kassenwart
Wenn das Volk die Politik direkt bestimmt, wird der Staat sparsamer und effizienter
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